
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Hermannstein Nr. 6 „Gewerbegebiet Neuer Weg“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.1 Regierungspräsidium Gießen, Schreiben vom 22.03.2013 



 

Zu 1.1.2 :  
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Es handelt sich bei dem vorlie-
genden Plangebiet um ein bestehendes, komplett bebautes Gebiet. Es 
liegen rechtskräftige Baugenehmigungen vor, die nach den geltenden 
Gesetzen einschließlich immissionsschutzrechtlicher Bestimmungen 
erteilt wurden. Eine weitere Reduzierung der geltenden immissions-
schutzrechtlichen Bestimmungen kann einen erheblichen Eingriff in ge-
nehmigte und ausgeübte Nutzungen darstellen, was im Sinne des § 42 
BauGB eine Schadensersatzpflicht nach sich ziehen könnte.  
 
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet als Gewer-
begebiet ausgewiesen ist. Für Gewerbegebiete gelten nach der TA Lärm 
Immissionsrichtwerte von tags 65 dB(A) und nachts 50 dB(A). Im Be-
bauungsplan Hermannstein Nr. 8 „Dillfeld“, 2. Änderung ist ein Industrie-
gebiet festgesetzt, wo nach der TA Lärm der Immissionsrichtwert von 
70 dB(A) sowohl tags als auch nachts gilt. Insofern gelten im vorliegen-
den Plangebiet bereits reduzierte Richtwerte gegenüber dem angren-
zenden Industriegebiet Dillfeld.   

1.1.2 

1.1.1 

Zu 1.1.1 :  
 
In der Begründung zum Bebauungsplan ist bereits ein Kapitel zum Thema 
schädliche Bodenveränderungen und Altlasten enthalten. Es handelt sich 
bei dem Altstandort mit der AFD-Nr. 532.032.040-001.072 um eine ehe-
malige Autowaschanlage, die bereits saniert ist.  



 

 
 
Zu 1.1.3:  
 
Der Hinweis des Dez. 44 des RP Gießen wird berücksichtigt. Ein 
entsprechender Hinweis wird in Kapitel 3.4.3 der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgenommen.  

1.1.3 



 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Hermannstein Nr. 6 „Gewerbegebiet Neuer Weg“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.2 Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreis, FD Natur und Wasser,  
Schreiben vom 20.02.2013 

Zu 1.2.1:  
 
 
Der Hinweis auf den Grundwasserschutz wird in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
Zu 1.2.2:  
 
Das Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt wurde im Zuge 
des Aufstellungsverfahrens an der Planung beteiligt.  1.2.2 

1.2.1 



Zu 1.2.3:   
 
Der Hinweis auf die Rückhaltung von Löschwasser wird in den 
Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Zu 1.2.4:  
 
Das Plangebiet ist vollständig erschlossen und bebaut. Bislang 
erfolgt die Ableitung des Oberflächenwassers im Mischsystem in 
das vorhandene Kanalnetz. Sofern eine Einleitung von Oberflä-
chenwasser in die nahegelegene Dill vorgesehen ist, sind die Be-
stimmungen des Wasserhaushaltsgesetztes einschlägig.  
 
Zu 1.2.5:  
 
Der Hinweis wird berücksichtigt. Im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens wird bei Bekanntwerden vom Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen die Untere Wasserbehörde beteiligt. Ein 
Hinweis wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenom-
men.  

1.2.3 

1.2.4 

1.2.5 
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STELLUNGNAHME: 1.3 E.ON Mitte AG, Schreiben vom 21.02.2013 

Zu 1.3.1:  
 
Die Stromleitung der E.ON Mitte AG wird im Bebauungsplan fest-
gesetzt. Betroffen sind die Grundstücke Flurstücke Nr. 74 und 87/1 
der Flur 18. Die Festsetzung eines Leitungsrechtes ist auf den bei-
den Flurstücken nicht erforderlich. Bei dem Flurstück Nr. 87/1 han-
delt es sich um eine öffentliche Wegeparzelle. Das Flurstück Nr. 74 
ist bereits in Besitz der E.ON Mitte AG.  

1.3.1 
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STELLUNGNAHME: 1.4 Industrie- und Handelskammer (IHK) Lahn-Dill, Schreiben 
vom 26.03.2013 

Zu 1.4.1:  
 
Die Anregung der Industrie- und Handelskammer Lahn-Dill wird zur Kennt-
nis genommen. Es ist beabsichtigt, für das Stadtgebiet von Wetzlar ein Ge-
samtkonzept zur Steuerung von Vergnügungsstätten zu erstellen. Über die 
Spielhallen hinaus sollen dabei weitere unter den Begriff Vergnügungsstät-
ten fallende Nutzungen, wie z.B. Wettbüros betrachtet werden.  

1.4.1 
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Bebauungsplan Hermannstein Nr. 6 „Gewerbegebiet Neuer Weg“, 1. Änderung 
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STELLUNGNAHME: 1.5. Hessen Archäologie, Schreiben vom 15.02.2013 

Zu 1.5.1:  
 
Der Anregung wird dahin gehend gefolgt, dass in die Begründung ein Kapi-
tel zum Thema Bodendenkmäler aufgenommen wird. Des Weiteren wird ein 
Hinweis auf § 20 des Hessischen Denkmalschutzgesetzes in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.  

1.5.1 
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STELLUNGNAHME: 1.6. Hessen Mobil, Schreiben vom 11.04.2013 



 

1.6.1 

Zu 1.6.1:  
 

Die Kennzeichnung der L 3376 wird im Bebauungsplan ergänzt.  
 
Das vorliegende Änderungsverfahren dient primär dem Ausschluss von ein-
zelnen Nutzungen innerhalb des bestehenden Gewerbegebietes, wie z. B. 
Vergnügungsstätten und Einzelhandel. Es ist somit mit keinem erhöhten 
Verkehrsaufkommen aufgrund der Planung zu rechnen.  
 
Zu 1.6.2: 
 

In die Begründung zum Bebauungsplan wird eine Aussage zum ÖPNV auf-
genommen.  
 
Zu 1.6.3: 
 

Das Planzeichen „Bereich ohne Ein- und Ausfahrt wird im Bereich der Eck-
ausrundungen ergänzt. Auf eine gesonderte Kennzeichnung der Ein- und 
Ausfahrten entlang der inneren Erschließungsstraße wird verzichtet, da die 
Einfahrten keine Auswirkungen auf die Landesstraße haben.  
 
Zu 1.6.4: 
 

Eine Herausnahme des Flurstückes Nr. 100/8 der Flur 5 (Brückenpfeiler) 
aus dem Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes ist wenig 
zweckdienlich, da in diesem Fall der Ursprungsbebauungsplan weiterhin 
seine Gültigkeit besitzt. In diesen Fall müsste der alte Bebauungsplan auf-
gehoben werden, was ein eigenständiges Planverfahren mit allen Verfah-
rensschritten darstellt. Dies ist ein unverhältnismäßig hoher Planungsauf-
wand. Stattdessen wird nun der Brückenpfeiler als Verkehrsfläche festge-
setzt. 
 
Zu 1.6.5: 
 

Die Bauverbotszone und die Baubeschränkungszone werden in den Bebau-
ungsplan eingetragen, gleichzeitig wird die Baugrenze unter Berücksichti-
gung des genehmigten Gebäudebestandes an die Bauverbotszone ange-
passt.  

1.6.2 

1.6.3 

1.6.4 

1.6.5 



 

Zu 1.6.6:  
 
Ein Hinweis auf die Zustimmungspflicht innerhalb der Baubeschränkungs-
zone wird in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
 
 
Zu 1.6.7: 
 
Ein Hinweis zur Verkehrssicherheit im Hinblick auf geplante und bestehende 
Gehölze wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Hinsichtlich der weiteren vorgetragenen Hinweise wird nochmals betont, 
dass mit der vorgelegten Planänderung primär die Zulässigkeit von Nutzun-
gen geregelt werden soll. Es sind keine umfangreiche Neuansiedlungen 
oder bauliche Veränderungen aufgrund der Planänderung zu erwarten.  
 
 
Zu 1.6.8: 
 
Eine Festsetzung zur Ausgestaltung der Beleuchtung wird in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 

1.6.6 

1.6.7 

1.6.8 
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STELLUNGNAHME: 1.7. DB Services Immobilien GmbH, Schreiben vom 
19.04.2013 

1.7.1 

Zu 1.7.1:  
 
Die Bahnanlage befindet sich außerhalb des Geltungsbereiches der Bebau-
ungsplanänderung.  



 

Zu 1.7.2:  
 
Die Hinweise auf bestehende Immissionen und sonstigen Beeinträchtigun-
gen durch den Betrieb der Bahnanlage werden zur Kenntnis genommen.  
 
Das vorliegende Änderungsverfahren dient primär dem Ausschluss von ein-
zelnen Nutzungen innerhalb des bestehenden Gewerbegebietes, wie z. B. 
Vergnügungsstätten und Einzelhandel. Das Plangebiet ist nahezu vollstän-
dig bebaut, die Nutzungen sind teilweise seit mehreren Jahrzehnten vor-
handen.  
 
Zu 1.7.3: 
 
Die vorgelegte Planänderung dient primär der Regelung von gebietsun-
verträglichen Nutzungen, es sind keine umfangreichen baulichen Maßnah-
men aufgrund der Planänderung zu erwarten. Gleichwohl wird ein Hinweis 
auf die Auflagen bei Erdarbeiten in Bereich möglicher Leitungstrassen in die 
Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen.  
 
Zu 1.7.4: 
 
Der Hinweis zur Ausgestaltung der Werbeanlagen wird in den Bebauungs-
plan aufgenommen.  
 
Zu 1.7.5: 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt und in den Bebauungsplan aufgenommen.  

1.7.2 

1.7.3 

1.7.4 

1.7.5 


